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Bebauungsplan Nr. 32 „Reppenstedt-Ost“,  
2. Änderung 
 
 

I. Geltungsbereich 
 
Der Geltungsbereich des rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 32 „Reppenstedt-Ost“ 
gilt auch für seine 2. Änderung ausschließlich seiner 1. Änderung. 

 
 

II. Folgende textliche Festsetzung wird neu hinzugefügt: 
 
2.5    Öffnungsklausel sozialer Wohnungsbau  
 Abweichend von der Festsetzung Nr. 2.3 sind auf den Baugrundstücken Wohnge-

bäude mit höchstens vier Wohnungen je Wohngebäude zulässig, wenn diese mit 
Mitteln der sozialen Wohnraumförderung gefördert, errichtet und entsprechend ge-
nutzt werden.  

 Nach Auslauf der Sozialbindung ergibt sich die Zulässigkeit der Folgenutzung aus 
den Festsetzungen des Bebauungsplans einschließlich der Festsetzung 2.3.  

 (§ 9 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 9 Abs. 1 Nr. 6 BauGB BauGB) 
 
 
 
 

III. Hinweise 
 
1. Rechtsgrundlagen 

• Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 
(BGBl. I S. 3634) 

• Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
21.11.2017 (BGBl. I S. 3786) 

• Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz vom 17.10.2010 
in der jeweils aktuellen Fassung 

 
 
2. Bodendenkmalpflege 
Im Bereich des Hasenwinkler Weges Nr. 21 – 31 befindet sich eine römisch-kaiserliche 
Siedlungsstelle, die bei Bodeneingriffen archäologisch zu untersuchen ist   
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Präambel 
 
Auf Grund der §§ 1 Abs. 3, 10 Abs. 1 und 13 des Baugesetzbuchs (BauGB) i. V. m. den 
§§ 10 und 58 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der 
Rat der Gemeinde Reppenstedt den Bebauungsplan Nr. 32 „Reppenstedt-Ost“, 2. Ände-
rung, bestehend aus der vorstehenden textlichen Festsetzung in seiner Sitzung am 
………….. als Satzung beschlossen. 
 
Reppenstedt, den   
 
 
 
 
……..………………………… 
 -  Gemeindedirektor - 

 
 
 
 

Verfahrensvermerke 
 
 
Planverfasser 
Der Bebauungsplan wurde ausgearbeitet von: 
 
 
Lüneburg, den  
 
 
 
 
....................................... 
      - Planverfasser - 
 
 
 
Aufstellungsbeschluss und Öffentliche Auslegung 
Der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Reppenstedt hat in seiner Sitzung am 
13.10.2022 beschlossen eine 2. Änderung des Bebauungsplans Nr. 32 „Reppenstedt Ost“ 
durchzuführen. Außerdem wurde dem Entwurf des Bebauungsplans und der Begründung 
zugestimmt und seine öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB beschlossen. Ort 
und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden am ………2022 ortsüblich bekannt gemacht. 
Die Entwürfe des Bebauungsplans und der Begründung haben vom 28.10.2022 bis 
28.11.2022 gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. 
 
Reppenstedt, den   
 
 
 
........................................ 
 - Gemeindedirektor - 
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Satzungsbeschluss 
Der Rat der Gemeinde Reppenstedt hat den Bebauungsplan Nr. 32 „Reppenstedt-Ost“, 2. 
Änderung nach Prüfung der Stellungnahmen gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in seiner Sitzung 
am ……….2023 als Satzung (§ 10 Abs. 1 BauGB) sowie die Begründung beschlossen. 
 
Reppenstedt, den   
 
 
 
........................................ 
   - Gemeindedirektor - 
 
 
 
 
Inkrafttreten 
Der Beschluss des Bebauungsplans ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich und im Amts-
blatt für den Landkreis Lüneburg Nr. …….. bekannt gemacht worden. Der Bebauungsplan 
ist damit am ………..2023 rechtsverbindlich geworden. 
 
Reppenstedt, den  
 
 
 
......................................... 
    - Gemeindedirektor - 
 
 
 
Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 
Innerhalb eines Jahres nach Bekanntmachung des Bebauungsplans sind eine nach § 214 
BauGB beachtliche Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften oder von Vorschrif-
ten über das Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans sowie ein 
beachtlicher Mangel des Abwägungsvorgangs beim Zustandekommen des Bebauungs-
plans und der Begründung nicht geltend gemacht worden. 
 
Reppenstedt, den  
 
 
 
......................................... 
    - Gemeindedirektor - 
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1.  Anlass und Ziel der Planung 

Die Samtgemeinde Gellersen ist Eigentümerin von zwei Flurstücken, die nach Maßgabe des 
geltenden Planungsrechts in zweiter Reihe prinzipiell mit einem Wohngebäude bebaubar sind. 
Die Grundstücke liegen im Geltungsbereich des seit 2008 rechtskräftigen Bebauungsplanes 
Nr. 32 „Reppenstedt-Ost“.  
 
Auf beiden Grundstücken soll mit Mitteln der sozialen Wohnraumförderung je ein Wohnge-
bäude mit vier Wohneinheiten errichtet und genutzt werden. Die Gemeinde Reppenstedt un-
terstützt diese Zielsetzung. Der Bebauungsplan Nr. 32 ermöglicht zwar eine wohnbauliche 
Nachverdichtung, jedoch nicht mit der angestrebten Anzahl der Wohneinheiten.  
 
Ziel der vorliegenden Planänderung ist es daher, den vorhandenen Festsetzungskatalog da-
hingehend zu ergänzen, dass im Rahmen einer sozialen Wohnraumförderung bis zu vier Woh-
nungen pro Wohngebäude zulässig sein sollen. Dies erfordert eine Änderung des Bebauungs-
planes.  
 
Durch die geplante zweite Änderung des Bebauungsplanes Nr. 32 „Reppenstedt-Ost“ werden 
die Grundzüge der Planung nicht berührt. Art und Maß der baulichen Nutzung, Baugrenzen 
sowie die Bauweise werden nicht geändert. Die Gemeinde Reppenstedt kann daher die 2. 
Änderung des Bebauungsplans im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB aufstellen. Auf 
ein frühzeitiges Beteiligungsverfahren nach den §§ 3 Abs. 1 und 4 Abs. 1 BauGB und auf eine 
formelle Umweltprüfung wird verzichtet.  
 
Die notwendigen Anwendungsvoraussetzungen werden erfüllt: 
 
• Durch die Änderung des Bebauungsplans wird keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet, 

die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen.  
• Es bestehen außerdem auch keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von Natura 

2000-Gebieten (FFH / EU-Vogelschutzgebiete). 
• Sogenannte „schwere Unfälle“ im Sinne des § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzge-

setzes (BImSchG) können ausgeschlossen werden.  
 
Für die Planänderung besteht kein naturschutzrechtliches Kompensationserfordernis. Die 
bauliche Ausnutzung der Grundstücke wird nicht erhöht; außerdem vollzieht sich die Planän-
derung innerhalb einer vollständig bebauten Ortslage. 
 
 
2. Bestandssituation und Vorgaben 

Die Flächen des Plangebietes sind bereits seit mehreren Jahrzehnten bebaut. Die ursprüngli-
che Bebauung wurde auf relativ großen Grundstücken realisiert. Um eine städtebaulich geord-
nete Entwicklung sicher zu stellen, wurde im Jahr 2008 der Bebauungsplan Nr. 32 „Reppens-
tedt Ost“ aufgestellt. 
 
Ziel der Planung war es unter Wahrung des jeweiligen Gebietscharakters eine städtebaulich 
geordnete Nachverdichtung zu ermöglichen, wobei insbesondere folgende Teilziele ange-
strebt werden: 
 
• Möglichst geringe Beeinträchtigung der Nachbarschaft, 
• Wahrung des Siedlungscharakters, 
• Begrenzung der Versiegelung zur Begrenzung des Oberflächenwasserabflusses. 
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Planzeichnung B-Plan Nr. 32 „Reppenstedt-Ost“ 

 
Die 1. Änderung des Bebauungsplanes (rechtskräftig seit 12/2012) bezieht sich auf eine bis 
dahin festgesetzte Grünfläche im Norden des Plangebiets, auf der nun in einem eng begrenz-
ten Rahmen eine Wohnbebauung zulässig ist. Hier gelten allein die Festsetzungen des Be-
bauungsplans i. d. F. seiner 1. Änderung. 
 

 
Planzeichnung 1. Änderung B-Plan Nr. 32 „Reppenstedt-Ost“ 

1. Änderung 
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3. Planänderung  

Die geplante 2. Änderung des Bebauungsplanes bezieht sich auf den Gesamtgeltungsbereich 
des Urplans, jedoch ohne den Geltungsbereich seiner 1. Änderung, da für diesen Bereich voll-
ständig neues Planungsrecht geschaffen wurde und gemäß den Ausführungen der dazugehö-
rigen Begründung die Festsetzungen des Urplans für das Änderungsgebiet aufgehoben wur-
den. 
 
Der Bebauungsplan eröffnet derzeit schon die Möglichkeit, einer zusätzlichen Bebauung mit 
einem Wohngebäude. Dieser setzt dazu einerseits die Einhaltung einer einzuhaltenden Min-
destgrundstücksgröße (Festsetzung 2.2) als auch eine nachzuweisende Grundstücksfläche 
(450 bzw. 550 m²)  pro Wohneinheit voraus (Festsetzung 2.3). 
 
Ziel der vorliegenden Planänderung ist, die Festsetzung 2.3 dahingehend zu öffnen, dass in 
Wohngebäuden, die mit Mitteln der sozialen Wohnraumförderung gefördert, errichtet und ent-
sprechend genutzt werden, höchstens vier Wohnungen je Wohngebäude zulässig sein dürfen. 
Die nachzuweisende Grundstücksfläche pro Wohneinheit ist für die so formulierte städtebau-
liche Zielsetzung dann nicht anzuwenden. 
 
Es handelt sich somit um eine bedingte Festsetzung nach § 9 Abs. 2 BauGB, die nur dann 
zum Tragen kommen kann, wenn die genannte Bedingung („soziale Wohnraumförderung“) 
nachgewiesenermaßen erfüllt ist. 
Für den Fall, dass die formulierte Bedingung wegfällt („Auslaufen der Sozialbindung“), wird 
klarstellend die Folgenutzung definiert, nämlich die Wieder-Anwendung der oben beschriebe-
nen textlichen Festsetzung 2.3.  
 
Die neue Festsetzung 2.5 ergänzt den bisherigen Festsetzungskatalog. Das heißt, dass alle 
Festsetzungen (Bebauungstiefen / Anzahl der Wohnungen / Baugrenzen / GRZ / Mindest-
Grundstücksgrößen etc.) unverändert Bestand haben. 
 
 
4.  Wesentliche Auswirkungen und Vertretbarkeit 

Die Planung wird im vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB aufgestellt. Die Durchführung 
einer Umweltprüfung und die Erstellung eines Umweltberichts ist nicht erforderlich.  
 
Durch die Änderung des Bebauungsplans wird keine Zulässigkeit von Vorhaben begründet, 
die einer Pflicht zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen. Es beste-
hen außerdem auch keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von Natura 2000-Gebie-
ten. 
 
Wie bereits einleitend erwähnt, wird durch die Planänderung die bauliche Ausnutzung der 
Grundstücke nicht erhöht und sie vollzieht sich vollständig innerhalb bebauten Ortslage. Die 
Anwendung der Eingriffsregelung kann daher entfallen, da kein naturschutzrechtliches Kom-
pensationserfordernis besteht. Gleichwohl sind gemäß § 2a BauGB die wesentlichen Auswir-
kungen der Planungen darzulegen.  
 
• Mensch und Siedlungsstruktur  
 Mit der Planänderung können vorhandene Erschließungspotenziale genutzt werden. Die 

Maßstäblichkeit der Wohnsiedlung, die vornehmlich durch Einzelhausbebauung geprägt ist, 
bleibt somit erhalten. Es können keine großen mehrgeschossigen Mehrfamilienhäuser ent-
stehen sondern allenfalls kleinteilige Wohngebäude, die sich in das vorhandene Siedlungs-
gefüge gut einpassen. Die geplante kleinteilige Öffnung und Förderung einer sozialen 
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Wohnraumangebots bewegt sich in einem städtebaulich vertretbaren Rahmen. Immissions-
konflikte sind nicht erkennbar. 

 Die Ver- und Entsorgung kann durch den Anschluss an die im Plangebiet vorhandenen Ver- 
und Entsorgungsnetze sichergestellt werden.  

 
• Tiere und Pflanzen 
 Das Plangebiet wird entsprechend seiner städtebaulichen Zielsetzung baulich genutzt. Die 

nicht überbauten Flächen werden überwiegend als Garten genutzt. Durch die Planände-
rung wird keine intensivere Nutzung erfolgen. Die bauliche Ausnutzung der Grundstücks-
flächen bleibt unverändert.  

 
 Vorkommen geschützter Tier- und Pflanzenarten können grundsätzlich nicht ausgeschlos-

sen werden, aber es bestehen auch keine Hinweise auf Lokalpopulationen geschützter Ar-
ten, die überwiegend oder ausschließlich im Plangebiet bestehen.  

 Für die an diesen Lebensraum gebundenen Tiere wird durch die Planung kein Verlust der 
ökologischen Funktion ihrer Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammen-
hang vorbereitet, da die anteilige gärtnerische Nutzung der Grundstücksflächen beibehal-
ten bleibt. 

 
• Boden und Wasser 
 Aufgrund der vorhandenen Nutzungen ist der zukünftige Siedlungsbereich anthropogen 

überformt. Mit der Planänderung werden sich keine erheblich nachteiligen Auswirkungen 
auf den Bodenhaushalt ergeben. Die bauliche Ausnutzung wird nicht erhöht.  

 Unbelastetes Niederschlagswasser soll auf den Grundstücken versickern und wird damit 
wieder dem Grundwasser zugeführt.  

 
• Landschaft 
 Die Planänderung vollzieht sich innerhalb eines Baugebietes. Ein Ausgreifen in den offenen 

Landschaftsraum wird vermieden.  
 
 
5.  Bauleitplanerisches Verfahren 

In seiner Sitzung am 13.10.2022 hat der Verwaltungsausschuss der Gemeinde Reppenstedt 
den Entwurf gebilligt und die öffentliche Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB und die Behörden-
beteiligung gemäß § 4 (2) BauGB beschlossen.  
 
Die öffentliche Auslegung erfolgte in der Zeit vom 28.10.2022 bis einschließlich 28.11.2022. 
Die berührten Behörden und Träger öffentlicher Belange wurden parallel beteiligt.  
 
In seiner Sitzung am ………………….. hat der Rat der Gemeinde Reppenstedt nach Abwä-
gung der eingegangenen Stellungnahmen den Bebauungsplan als Satzung sowie die Begrün-
dung beschlossen.  
 
Reppenstedt, den 
 
 
 

…………………………….. 
   - Der Gemeindedirektor – 
 



Anlage 
 

Textliche Festsetzungen des Bebauungsplans Nr. 32  
„Reppenstedt Ost“ (Urfassung) 
 

 


